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das zu, ist ein objektives Lösungserfordernis und damit das 
Vorliegen eines Neuerervorschlags zu verneinen. In diesem 
Sinne ist in der Rechtsprechung die Aussage im Bericht an 
das 18. Plenum interpretiert und angewandt worden. Dieses 
Herangehen entspricht dem Anliegen der Bestimmungen in 
§ 18 NVO i. V. m. § 2 NVO sowie der Aussage des Plenardo- 
kuments.

Da ein objektives Lösungserfordernis vorlag, war weiter 
zu prüfen, ob der Kläger Mittel und Wege zur Lösung des 
angesprochenen Problems aufgezeigt hat. Das ist geschehen, 
indem er den Einbau weiterer Filter an bestimmten Stellen 
der Medienleitung vorschlug. Das damit angestrebte positive 
Ergebnis, den Grad der Verunreinigungen zu vermindern, 
wurde ohne Lösung weiterer grundsätzlicher Aufgabenstel­
lungen erreicht. Damit ist die Lösung ausreichend aufgezeigt 
(vgl. Ziff. 2.2.1. der Richtlinie Nr. 30 des Plenums des Ober­
sten Gerichts zu Fragen der Anwendung des Neuererrechts 
in der Rechtsprechung vom 28. August 1974 [GBl. I Nr. 45
S. 413]). Dem steht nicht entgegen, daß die Wirkungsweise 
von Filtern bekannt war und ihre Nutzung nahegelegen hat. 
Entscheidend ist, daß ein betriebliches Problem bestand, wel­
ches eine Lösung erforderte, und daß diese Lösung ausrei­
chend auf gezeigt wurde.

Da das Kreisgericht bisher, ausgehend von seiner Rechts­
auffassung, keine Feststellungen zur Höhe der Vergütung 
getroffen hat, war der Streitfall zur weiteren Verhandlung 
an das Kreisgericht zurückzuverweisen.

§§ 265 Abs. 1, 260 AGB.
1. Zur Einhaltung der Frist zur Geltendmachung der arbeits­
rechtlichen materiellen Verantwortlichkeit.
2. Ein Leiter, der im Rahmen seiner Arbeitsaufgabe den Auf­
trag zur Durchführung einer Investitionsmaßnahme erteilt, 
obwohl dazu keine bestätigte Aufgabenstellung oder eine 
Grundsatzentscheidung vorliegt, verletzt schuldhaft seine 
Arbeitspflichten und ist für den dadurch entstandenen Scha­
den materiell verantwortlich.
KrG Gotha, Urteil vom 5. Dezember 1988 — A 67/88.
Der Kläger war beim Verklagten (Kombinat) bis zum 9. Fe­
bruar 1988 als Betriebsteilleiter tätig. Zur Vorbereitung eines 
Ersatzneubaus des Projektierungsgebäudes im Betriebsteil G. 
hat er am 27. Mai 1987 einen Auftrag an den VEB Energie­
kombinat zur Verlegung eines Elektroverteilers erteilt, ohne 
daß zum damaligen Zeitpunkt für das Investitionsvorhaben 
eine bestätigte Aufgabenstellung oder eine Grundsatzentschei­
dung Vorgelegen hat. Diesen Auftrag hat das Energiekombi­
nat am 1. Juni 1987 bestätigt; die entsprechenden Arbeiten 
wurden im August bzw. September 1987 durchgeführt. Für 
diese Arbeiten hat das Energiekombinat dem Verklagten 
einen Betrag von 7 915 M in Rechnung gestellt. Die Rechnung 
hat der Kläger als sachlich richtig abgezeichnet und an den 
Verklagten weitergeleitet. Sie ist zwischenzeitlich bezahlt. 
Der Rechnungsbetrag mußte in der Position „Kosten durch 
unrechtmäßige Inanspruchnahme finanzieller Mittel für In­
vestitionen“ gebucht werden.

Wegen dieser Auftragserteilung hat der Verklagte am 
16. Februar 1988 die materielle Verantwortlichkeit des Klä­
gers durch Antrag an die Konfliktkommission geltend ge­
macht. Im Ergebnis einer Konfliktkommissionsberatung hat 
der Verklagte gegen den Kläger am 4. April 1988 Strafanzeige 
erstattet. Am 23. Juni 1988 wurde dem Verklagten mitgeteilt, 
daß im Ergebnis der Anzeigenprüfung von der Einleitung 
eines Ermittlungsverfahrens abgesehen wird. Daraufhin hat 
der Verklagte mit Antrag vom 15. Juli 1988 nochmals die ma­
terielle Verantwortlichkeit in Höhe eines monatlichen Tarif­
gehalts gegenüber dem Kläger geltend gemacht. Die Konflikt­
kommission hat antragsgemäß entschieden.

Gegen diesen Beschluß richtet sich der Einspruch des Klä­
gers. Als Leiter eines Projektierungsbetriebsteils kenne er die 
investitionsrechtlichen Vorschriften und wisse auch, daß die 
Durchführung von Vorbereitungsmaßnahmen ohne Vorliegen 
einer Grundsatzentscheidung unzulässig ist. Aus diesem 
Grunde habe er sich wegen der Verlegung des Elektrovertei­
lers an den Kombinatsdirektor gewandt und diesen mündlich 
informiert. Der Kombinatsdirektor habe nicht von ihm ver­
langt, die eingeleiteten Maßnahmen zu stornieren. Er habe 
sich daher keiner Arbeitspflichtverletzung schuldig gemacht, 
für den Betrieb sei auch kein Schaden entstanden. Im übrigen 
sei der Antrag an die Konfliktkommission verspätet gestellt 
worden.

Der Verklagte hat beantragt, den Einspruch des Klägers 
abzuweisen und den Beschluß der Konfliktkommission für 
vollstreckbar zu erklären. Er hat vorgetragen, der Kombinats­
direktor sei vom Kläger über die Auftragserteilung hinsicht­
lich der Verlegung des Elektroverteilers nicht informiert wor­
den. Der gezahlte Rechnungsbetrag stelle für den Betrieb 
einen Schaden dar, zumal die Buchung in der Position „Ko­
sten durch unrechtmäßige Inanspruchnahme finanzieller Mit­
tel für Investitionen“ erfolgt sei. Auch zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt liege in bezug auf den Ersatzneubau weder eine 
bestätigte Aufgabenstellung noch eine Grundsatzentscheidung 
vor. Klar sei lediglich, daß die Investition nicht vor 1990 ver­
wirklicht werden könne. Es sei derzeit unklar, wann und 
wie der Ersatzneubau realisiert wird.

Der Einspruch des Klägers hatte keinen Erfolg.

Aus der Begründung:
Im Ergebnis der Beratung der Konfliktkommission vom
4. April 1988 hat der Verklagte wegen der von ihm behaup­
teten Arbeitspflichtverletzungen des Klägers im Zusammen­
hang mit der Verlegung des Elektroverteilers Strafanzeige 
erstattet. Aus dem Schreiben der Bezirksbehörde der Deut­
schen Volkspolizei vom 23. Juni 1988 ergibt sich, daß eine 
Anzeigenprüfung vorgenommen und von der Einleitung eines 
Ermittlungsverfahrens abgesehen wurde. Mit dem Antrag 
an die Konfliktkommission vom 15. Juli 1988 hat der Ver­
klagte unzweifelhaft die Frist für die Geltendmachung der 
materiellen Verantwortlichkeit gemäß § 265 Abs. 1 Satz 2 
AGB gewahrt.

Die Kammer hatte weiterhin zu prüfen, ob der Kläger 
dem Betrieb durch Verletzung seiner Arbeitspflichten schuld­
haft einen Schaden zugefügt hat (§ 260 Abs. 1 AGB). Die 
Begleichung des Rechnungsbetrags in Höhe von 7 915 M stellt 
sich für den Verklagten als eine entstandene Zahlungsver­
pflichtung i. S. des § 261 Abs. 1 AGB dar. Der Betrieb mußte 
die entsprechenden Geldmittel aufwenden, ohne daß dem 
eine für ihn verwertbare Leistung gegenübersteht. Das er­
gibt sich insbesondere daraus, daß es weder zum Zeitpunkt 
der Auftragserteilung im Mai 1987 noch zum derzeitigen 
Zeitpunkt eine bestätigte Aufgabenstellung oder eine Grund­
satzentscheidung für das Investitionsvorhaben Ersatzneubau- 
Projektierungsgebäude gab bzw. gibt. Es ist daher gegenwär­
tig nicht abzusehen, wann und'in welcher Weise dieses In­
vestitionsvorhaben durchgeführt wird. Auch die Buchung 
des Rechnungsbetrags in der Position „Kosten durch un­
rechtmäßige Inanspruchnahme finanzieller Mittel für Inve­
stitionen“ weist auf einen solchen Schaden hin.

Voraussetzung für die Durchführung von Investitionen 
ist u. a. das Vorliegen einer Grundsatzentscheidung (§ 3 Abs. 1 
1. Stabstrich der VO über die Durchführung von Investitio­
nen vom 27. März 1980 [GBl. I Nr. 13 S. 107]*). Als Betriebs­
teilleiter oblag dem Kläger die Pflicht, derartige rechtliche 
Vorschriften einzuhalten. Mit seiner Entscheidung, ohne Vor­
liegen einer Grundsatzentscheidung für den Neubau des Pro­
jektierungsgebäudes den Auftrag zur Verlegung des Elek­
troverteilers zu erteilen, hat er gegen diese Arbeitspflichten 
verstoßen. Seine Arbeitspflichtverletzung war ursächlich für 
den dem Verklagten entstandenen Schaden. Der Kläger hat 
sowohl hinsichtlich der Arbeitspflichtverletzung als auch in 
bezug auf den Schaden schuldhaft gehandelt. Er kannte die 
entsprechenden Rechtsvorschriften über die Vorbereitung 
und Durchführung von Investitionen und belehrte als Be­
triebsteilleiter Projektierung selbst andere Werktätige in der 
Vergangenheit darüber. Mit der Erteilung des- Auftrags zur 
Verlegung des Elektroverteilers ohne Grundsatzentscheidung 
verletzte er seine Arbeitspflicht vorsätzlich i. S. des § 252 
Abs. 2 und 4 AGB. Das Anliegen der in den investrechtlichen 
Vorschriften getroffenen Festlegungen, daß Vorbereitungs­
maßnahmen für Investitionen, die mit materiellem oder fi­
nanziellem Aufwand verbunden-sind, erst nach Vorliegen der 
Grundsatzentscheidung durchgeführt werden dürfen, besteht 
u. a. auch darin, nicht erforderliche Aufwendungen zu ver­
meiden.

* Seit dem 1. Januar 1989 gilt die VO über die Vorbereitung und
Durchführung von Investitionen vom 30. November 1988 (GBl. I

Nr. 26 S. 287). Gemäß § 3 Abs. 4 1. Stabstrich ist auch nach dieser VO
Voraussetzung für die Durchführung einer Investition, daß die

Vorbereitung mit der Grundsatzentscheidung abgeschlossen ist.


